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Schadensersatz-Sanktionen sind unterschiedlich, nähern sich aber an

Ein Arbeitgeber, der wegen des Verdachts einer vorgetäuschten Arbeitsunfähigkeit einem Detektiv die 
Überwachung eines Arbeitnehmers überträgt, handelt rechtswidrig, wenn sein Verdacht nicht auf  konkreten 
Tatsachen beruht. Für dabei heimlich hergestellte Abbildungen gilt dasselbe. Eine solche rechtswidrige 
Verletzung des allgemeinen Persönlichkeitsrechts kann einen Geldentschädigungsanspruch („Schmerzensgeld“) 
begründen.  Bundesarbeitsgericht Urteil vom 19. Februar 2015 - 8 AZR 1007/13 -

§ 7 BDSG Schadensersatz
Fügt eine verantwortliche Stelle dem Betroffenen durch 
eine nach diesem Gesetz oder nach anderen Vorschriften 
über den Datenschutz unzulässige oder unrichtige 
Erhebung, Verarbeitung oder Nutzung seiner 
personenbezogenen Daten einen Schaden zu, ist sie oder 
ihr Träger dem Betroffenen zum Schadensersatz 
verpflichtet. Die Ersatzpflicht entfällt, soweit die 
verantwortliche Stelle die nach den Umständen des Falles 
gebotene Sorgfalt beachtet hat.

§ 15 AGG Entschädigung und Schadensersatz
(1) Bei einem Verstoß gegen das Benachteiligungsverbot ist 
der Arbeitgeber verpflichtet, den hierdurch entstandenen 
Schaden zu ersetzen. Dies gilt nicht, wenn der Arbeitgeber 
die Pflichtverletzung nicht zu vertreten hat.
(2) Wegen eines Schadens, der nicht Vermögensschaden ist, 
kann der oder die Beschäftigte eine angemessene 
Entschädigung in Geld verlangen. Die Entschädigung darf  
bei einer Nichteinstellung drei Monatsgehälter nicht 
übersteigen, wenn der oder die Beschäftigte auch bei 
benachteiligungsfreier Auswahl nicht eingestellt worden 
wäre.


